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Die Energiepreispauschale ist steuerbar

Die im Jahr 2022 an Arbeitnehmende aus-
gezahlte Energiepreispauschale gehört zu 
den steuerbaren Einkünften aus nicht 
selbstständiger Arbeit. Wie das 
Finanzgericht Münster dies begründet, 
lesen Sie in diesem Beitrag.

Zur Entlastung von gestiegenen Energiekosten 
gewährte die Bundesregierung im Jahr 2022 eine 
Eimalzahlung, die Energiepreispauschale. 
Erwerbstätigen Steuerpflichtigen wurde diese durch 
die Arbeitgeber im Rahmen der 
Gehaltsabrechnungen im September 2022 
ausgezahlt. Die Energiepreispauschale wurde 
dabei als steuerpflichtiger, aber 
sozialversicherungsfreier Arbeitslohn behandelt. 

Mit der Frage der Steuerbarkeit hatte sich jüngst 
das Finanzgericht Münster (FG) zu beschäftigen. 
Mit seinem Urteil vom 17. April 2024 
(Az. 14 K 1425/23 E) bestätigte es, dass die 
Energiepreispauschale den steuerbaren Einkünften 
zuzuordnen ist. 

In dem dem Urteil zugrunde liegenden Sachverhalt 
erhielt der Kläger im Jahr 2022 von seinem 
Arbeitgeber die Energiepreispauschale in Höhe von 
300 Euro ausgezahlt, die vom Finanzamt als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn behandelt wurde. 
Daraufhin reichte der Kläger Einspruch und 
letztendlich Klage ein und trug vor, dass die 
Energiepreispauschale keine steuerbare Einnahme 
sei. Vielmehr handele es sich bei der Energie-
preispauschale um eine staatliche Subvention, die 
lediglich über den Arbeitgeber ausgezahlt würde. 
Ein Zusammenhang mit seinem Anstellungs-
verhältnis bestünde seiner Auffassung

nach nicht. Das FG Münster widersprach der 
Klage, wies diese ab und führt in seiner 
Urteilsbegründung aus, dass die Energie-
preispauschale gemäß § 119 Abs. 1 S. 1 EStG den 
Einnahmen aus nicht selbstständiger Arbeit 
zuzuordnen ist. 
Auf einen Veranlassungszusammenhang mit der 
eigenen Arbeitsleistung komme es daher nicht 
mehr an. Darüber hinaus stellte das FG Münster 
zudem klar, dass § 119 Abs. 1 S. 1 EStG 
verfassungsgemäß ist. Für die dort geregelte 
Besteuerung der Energiepreispauschale sei der 
Bundesgesetzgeber zuständig gewesen, da ihm
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die Einkommensteuer zufließt. Es ergibt sich daraus 
nicht, dass der Staat nur das „Markteinkommen“ 
besteuern darf. 

Das Urteil des FG Münster ist noch nicht rechts-
kräftig, da der entsprechende Senat die Revision 
zum Bundesfinanzhof (BFH) zugelassen hat. 

Fazit
Der verhandelte Fall zeigt, dass die Frage nach 
der Steuerbarkeit der Energiepreispauschale 
noch nicht final geklärt ist. Das Verfahren vor 
dem BFH wird sowohl von den Steuer-
pflichtigen als auch von der Finanzverwaltung 
als Musterverfahren angesehen und ist dort 
unter dem Aktenzeichen VI R 15/24 anhängig. 
Es ist daher ratsam, entsprechende Sach-
verhalte mittels Einspruchs offen zu halten. Wir 
werden an dieser Stelle über den Ausgang des 
Revisionsverfahrens vor dem BFH berichten. 
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